Europäische Gewerkschaften gegen EU-Sparpolitik. Work sprach mit Verdi-Chef Frank Bsirske.

Geld ist genug da!

Zürich-Berlin-Wien: Die drei Grossgewerkschaften Unia (Schweiz), Verdi (Deutschland) und GPA Gewerkschaft Angestellte Privatwirtschaft (Österreich) gehen auf Tournee: gegen die falsche Krisenpolitik Europas. Beginn der Finanzkrise 2008 gerät in Europa ein Land nach dem anderen in Not: Irland, Griechenland, Portugal und Spanien stehen am Abgrund. Weitere Länder könnten folgen. In dieser brenzligen Situation kennt die EU aber nur eine Medizin gegen die Krise: Sparen, sparen und nochmals sparen. Mit Lohnabbau und Rentenkürzungen.
Dieses Spardiktat verschärft die Krise. Mit dramatischen Folgen: Bereits die Hälfte der Jungen in Griechenland und Spanien sind arbeitslos. Dabei wäre genug Geld da. Den Schulden löchern der Staaten stehen nämlich Geldberge von Privaten gegenüber. Superreiche wie Ikea-Milliardär Ingvar Kamprad in der Schweiz (35,5 Milliarden Franken schwer); die Aldi-Milliardärsfamilie Albrecht in Deutschland (über 33 Milliarden Euro schwer) oder die Familien Porsche und Piëch in Österreich (37,2 Milliarden Euro schwer). Sie und ihresgleichen wollen die drei Grossgewerkschaften Unia, Verdi und GPA jetzt zur Kasse bitten. Das haben ihre Chefs an ein er gemeinsamen Medienkonferenz in Zürich bekanntgegeben: Wolfgang Katzian von der österreichischen Angestelltengewerkschaft GPA, Unia-Co-Präsident Andreas Rieger und der Vor sitzende der deutschen Dienstleistungsgewerkschaft Verdi, Frank Bsirske. Work traf Verdi-Chef Bsirske (60) zum Interview:
Work: Frank Bsirske, warum rufen Gewerkschaften aus Deutschland, Österreich und der Schweiz jetzt gemeinsam zu Aktionstagen gegen die europäische Krisenpolitik auf? Im Vergleich zu Griechenland, Portugal oder Spanien geht es den drei Ländern doch richtig gut.
Frank Bsirske: Stimmt, alle drei Gewerkschaften kommen aus Ländern, die von der Krise bis jetzt vergleichsweise verschont wurden. Klar ist aber auch: die Rezession frisst sich Zug um Zug durch die europäischen Volkswirtschaften. Es ist also nur eine Frage der Zeit, wann die Krise der anderen auch zu unserer eigenen Krise werden wird. Tatsächlich erreichen ja die Ausläufer der Rezession bereits die Realwirtschaft in Deutschland. Denken Sie an die Autohersteller, den Kleinwagenbereich. Insofern müssen wir jetzt den Zusammenhang deutlich machen zwischen der Sparpolitik in den Ländern des Südens und dem, was in der Folge auch uns in Deutschland, Österreich und der Schweiz erreichen wird.
Was passiert denn?
Wir erleben gegenwärtig in Europa eine dramatische Verschiebung des Kräfteverhältnisses zwischen den Klassen zulasten der Arbeitnehmenden und ihrer Gewerkschaften. Das ist die Konsequenz der Sparpolitik und des mit ihr verbundenen Angriffs auf den Sozialstaat und auf das Lohnniveau in Europa. Lohnabbau und Rentenkürzungen bedeuten weniger Kaufkraft. Die Leute konsumieren weniger, die Binnenwirtschaft bricht ein, die Arbeitslosigkeit steigt.
Was wollen Sie dagegen tun?
Die öffentlichen Haushalte bei uns in Deutschland weisen 2,2 Billionen Euro Schulden aus. Allein knapp 700 Milliarden Euro Schulden entstanden als Folge der Steuergeschenke für die Reichen in den letzten 10 bis 12 Jahren und der Bankenrettung nach der Finanzmarktkrise. Diesen öffentlichen Schulden steht ein Nettovermögen von Privaten in der Grössenordnung von nahezu 10 Billionen Euro gegenüber. Allein das reichste Prozent der deutschen Bevölkerung besitzt davon fast einen Viertel. Die reichsten 10 Prozent etwas mehr als zwei Drittel. Allein die Familie Albrecht (Aldi) bringt es auf über 33 Milliarden. Oder die Quandts und Kladdens, die BMW-Familien, sie sind mindestens 25 Milliarden Euro schwer. Die reichsten 500 Deutschen übertreffen mit ihrem Wohlstand von über 500 Milliarden Euro sogar das Brutto Inlandprodukt der Schweiz. Das sind zugleich jene, die von der massiven Umverteilung von unten nach oben bei der Einkommensentwicklung der letzten Jahre massiv profitiert haben. Genau diese Superreichen haben wir Steuerzahler via Staat mit Hunderten Milliarden Euro im Zuge der Finanzmarktkrise vor Verlusten bewahrt. Da ist es nur ein Akt ausgleichender Gerechtigkeit, diese Bevölkerungsgruppe jetzt zur Bewältigung der Zukunftsaufgaben in den Bereichen Bildung, Gesundheit, Klimaschutz und Infrastruktur verstärkt heranzuziehen.
Wie soll das geschehen?
Wir fordern zur Bewältigung der Krisenkosten eine Millionärsabgabe. Spitzeneinkommen, grosse Vermögen, Erbschaften und Finanzmarktgeschäfte müssen dauerhaft höher besteuert und die Steuerflucht muss hart bekämpft werden.
Gerade das Thema Steuerflucht ist zwischen der Schweiz und Deutschland heftig umstritten. Was halten Sie von der zwischen den Regierungen vereinbarten Abgeltungssteuer?
Das Abkommen ist in gar keiner Weise akzeptabel. Es geht nicht an, dass Leute, die systematisch Steuern hinterzogen haben, Straffreiheit zugesichert bekommen. Und die Grössenordnung dessen, was im Zuge dieses Abkommens an Steuern abgeschöpft werden könnte, ist lächerlich. Hier muss mit sehr viel härterer Hand eingegriffen werden. Das Abkommen wird am Nein der sozialdemokratisch regierten Länder scheitern. Und das ist auch gut so.

Drei-Länder-Tour.

Programm

Die Dienstleistungsgewerkschaften Verdi aus Deutschland, GPA aus Österreich und die Unia organisieren vom 1. bis 14. November eine gemeinsame Aktionswoche gegen die europäische Krisenpolitik. Denn die ökonomische Geisterfahrt Brüssels hat dramatische Folgen: Die Länder des Südens sind bereits abgestürzt, der Norden könnte folgen. In der Aktionswoche soll mit den Gewerkschaftsmitgliedern über die Mechanismen der Krise und ihre Bewältigung auf Kosten der Arbeitenden, der Jugendlichen, der Rentnerinnen und Rentner diskutiert werden. Gewerkschafter aus Italien und Portugal werden über ihre Situation berichten.
Gemeinsam fordern die drei Gewerkschaften:
· stärkere Besteuerung der Reichen, der Erbschaften und der Finanztransaktionen
· harte Massnahmen gegen Steuerflucht
· Investitionen in Bildung, Gesundheit, Klimaschutz und Infrastruktur
· anständige Löhne und existenzsichernde Mindestlöhne, dank denen die Binnenkaufkraft gestärkt wird

· Schutz vor prekären Arbeitsbedingungen

Aktionen.
Die Unia-Sektionen bieten verschiedenste Informationsveranstaltungen an (lnfos gibt es bei den Sektionen und im lnternet auf www.geld-ist-genugda.eu).
Vor Läden von C&A, Zara, H & M und lkea macht die Unia Strassenaktionen. Die superreichen Besitzer dieser Unternehmen zahlen denen, die ihre Kleider und Möbel herstellen und verkaufen, gar keine Superlöhne. Sie wurden mit Billig beachtenswert reich (Quelle: Bilanz):
· Gaona Ortega, Zara: 32,9 Milliarden Franken
· Stefan Peterson, H &M: 18,9 Milliarden Franken
· Fam. Brenninkmeijer, C&A: 12,5 Milliarden Franken.
Michael Stötzel.
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